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Bonn, den 5. Mai 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutsdien Bundestages 


Betr.: Investitionssteuer 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Strauß, Dr. Pohle, 
Dr. Kreile, Kranunlg, Dr. Schmidt (Wuppertal) und 
Genossen 

— Drucksadle VI/666 — 


I. 

Ist der Erlaß des Bundesministers der Finanzen vom 30. Januar 
1968 IV A/3 - S 7470 - 13/67 (BStBl. 1968 S. 318) reditens? 

Die Anfrage geht im Kern dahin, ob die Bundesregierung die 
Meinung der Fragesteller teilt, daß die in dem Erlaß des Bun- 
desministers der Finanzen vom 30. Januar 1968 getroffene 
Regelung, den Begriff „Wirtschaftsgut" nach einkommensteuer- 
rechtlichen Grundsätzen auszulegen, die einzig mögliche und 
damit jede andere Auslegung reditsirrig war. Hierzu ist zu 
bemerken, daß letzten Endes über die Richtigkeit einer Geset- 
zesauslegung allein die zuständigen Gerichte entscheiden. 


II. 

1. Ist sidi die Bundesregierung darüber im Klaren, daß der Be- 
griff „körperlidies WirtsdiaftsguC' und der Hinweis auf die 
einkommensteuerlidien Vorsdiriften im gleichen Satz — näm- 
lich Satz 1 — des § 30 Abs. 2 des UStG 1967 (Mehrwertsteuer) 
enthalten sind, es also rechtssystematisdi zwingend ist, den 
Begriff des „körperlichen Wirtsdiaftsguts" so auszulegen, 
wie es in Abschnitt B 2 Abs. 2 Satz 2 des BdF-Erlasses vom 
30. Januar 1968 geschehen ist, nämlich: 

„Der Begriff des Wirtschaftsgutes richtet sich nach den 
einkommensteuerrechtlichen Grundsätzen. " ? 

2. Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Bereich des Steuer- 
rechts der Begriff „Wirtschaftsgut" stets nach einheitlichen 
Grundsätzen ausgelegt wurde. Ist ihr bekannt, daß der glei- 
che Begriff auch in der „Ersten Verordnung über steuerliche 
Konjunkturmaßnahmen" vom 10. Februar 1967 enthalten ist, 
die den Unternehmen Sonderabschreibungen ermöglicht; daß 
der gemeinsame Erlaß der Finanzbehörden der Länder vom 
19. April 1967 diese Vergünstigung gemäß der allein mög- 
lichen Auslegung verweigerte, wenn der Unternehmer ledig- 
lich vorhandene Wirtschaftsgüter änderte oder ergänzte, weil 
dadurch keine selbständigen körperlichen Wirtschaftsgüter 
im Sinne des Steuerrechts geschaffen wurden? 


Buckdruckerei P. Meier, 5201 St. Augustin-Buisdorf, Tel. (02241) 6 27 46 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfadi 821, GoethestraBe 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksadte VI/738 Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Ist die Bundesregierung, wenn ihr die vorstehend kurz ge- 
schilderte Auslegung des Begriffs „körperliches Wirtsdiaf ts- 
gut" bekannt ist, der Auffassung, daß ein solcher steuerrecht- 
licher Begriff nicht einmal vergünstigend und ein andermal 
zu Lasten des Steuerpflichtigen ausgelegt werden kann, son- 
dern, daß es die Rechtssicherheit und die steuerliche Gerech- 
tigkeit gebietet, einen solchen Begriff stets einheitlich aus- 
zulegen? 

3. Ist der Bundesregierung ferner bekannt, daß die von dem 
BdF-Erlaß vom 30. Januar 1968 gegebene Auslegung, wonach 
der Begriff des körperlichen Wirtschaftsguts sich nach den 
einkomm ensteuerrechtlichen Vorschriften richtet, nahezu ein- 
hellig von der gesamten wissenschaftlichen Literatur geteilt 
wird, insbesondere in den Kommentaren zu § 30 UStG, und 
zwar 

a) Kommentar zum UStG (MWStG) von Juretzek (bei Erlaß 
des UStG 1967 als Ministerialdirigent der Unterabteilung 
Umsatzsteuer im Bundesfinanzministerium), § 30, S. 4: 

„Der Begriff des Wirtschaftsgutes richtet sich nach ein- 
kommensteuerlichen Grundsätzen." 

b) Kommentar zum UStG-MWStG, herausgegeben von den 
Senatspräsidenten beim Bundesfinanzministerium . Solch 
und Ringleb, bearbeitet von Senatspräsident Dr. Ringleb, 
Bundesrichter Prof. Dr. List und Regierungsdirektor Mül- 
ler, § 30, Anm. 4; 

„§ 30 UStG stützt sich weitgehend auf das Einkommen- 
steuerrecht, weshalb es geboten ist, auch seine ein- 
gehenden Begriffe den einschlägigen einkommen- 
steuerrechtlichen Vorschriften entsprechend auszule- 
gen." 

c) Kommentar zum UStG von Eckhardt — Weiss — Kreile — 
Muus — Gottwalles, § 30, Tz. 10 ff. 

d) Kommentar zum UStG von Peter, § 30, Tz. 4 und 11. 

e) Kommentar zum UStG-MWStG von Plückebaum — Mar- 
litzky, § 30, Tz. 23: 

„Gegenstand des Selbstverbrauches können nur be- 
stimmte selbständig bewertbare Wirtschaftsgüter sein. 
Der Begriff „Wirtschaftsgut" richtet sich nach den 
einkommensteuerlichen Grundsätzen und ist auch 
durch die Rechtsprechung abgegrenzt worden." 

f) Ist der Bundesregierung darüber hinaus bekannt, daß der 
derzeitige Bundesfinanzminister zwar in der 31. Sitzung 
des Deutschen Bundestages (Protokoll S. 1460 A) erklärt 
hat, daß das Umsatzsteuerreferat eine andere Auslegung 
des Begriffs des „körperlichen Wirtschaftsguts" vorge- 
schlagen habe als das Einkommensteuerreferat (des Bun- 
desfinanzministeriums) ; daß aber in dem von Bundes- 
richter Knopp und Ministerialdirigent Felix Müller bear- 
beiteten Umsatzsteuerkommentar (Hartniann ~ Metzen- 
macher/Knopp — Müller, S. 30, Tz. 5 und 6) wiederum 
die Auslegung nach den einkommensteuerlichen Begriffen 
gefordert wird wie folgt: 

„Die Vorschrift (§ 30 UStG) lehnt sich eng an das Ein- 
kommensteuerrecht an; es ist deshalb geboten, auch 
die einzelnen Begriffe nach den einkommensteuerli- 
chen Vorschriften auszulegen." 

Wie — fragen wir die Bundesregierung — kann dann der 
derzeitige Bundesfinanzminister sinngemäß äußern, die 
im BdF-Erlaß vom 30. Januar 1968 gegebene Auslegung 
des Begriffs „körperliches Wirtschaftsgut" sei eine Panne, 
wenn die übereinstimmende Auffassung der wissenschaft- 
lichen Literatur gerade die von Herrn Dr. Ing. e. h., Dr. 
h. c. Möller als Panne bezeichnete Auffassung für die 
richtige, von der Rechtsprechung gedeckte Auffassung 
hält? 
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4. Teilt die Bundesregierung die vom Bundesverfassungsgeridit 
in ständiger Reditsprechung vertretene Auffassung, daß es 
für die Auslegung eines Gesetzes in erster Linie nicht auf 
den Willen des Gesetzgebers, sondern auf den Wortlaut des 
Gesetzes ankommt? Wenn die Bundesregierung diese Frage 
bejaht, muß man dann nicht auch nach ihrer Auffassung 
zwingend zu dem Schluß kommen, daß die hier infräge ste- 
hende Auslegung dem Gesetz entspricht und daher richtig 
ist? 

Bei der Entscheidung der Frage, wie der Begriff des Wirtschafts- 
gutes im Umsatzsteuergesetz auszulegen ist, bestanden zwei 
Möglichkeiten: 

1 . Es konnte entsprechend der besonderen Zielsetzung der so- 
genannten Investitionssteuer eine gegenüber der Einkom- 
mensteuer erweiterte Auslegung des Begriffs „Wirtschafts- 
gut" vorgenommen werden. Eine solche^ Auslegung hätte 
dem Willen des Gesetzgebers besser entsprochen. 

2. Es konnte aus den in der Kleinen Anfrage genannten, er- 
schöpfend auf gezählten Gründen an die Auslegung dieses 
Begriffs im Einkommensteuerrecht angeknüpft werden, wie 
dies im Erlaß vom 30. Januar 1968 geschehen ist. Eine solche 
Auslegung mit ihren erheblichen Auswirkungen auf das 
Steueraufkommen hätte zweifellos von dem zuständigen 
Minister gebilligt werden müssen. 

Daß beide Möglichkeiten für eine derartige Rechtsauslegung 
bestanden haben, zeigt auch die Rechtsprechung des Bundes- 
finanzhofes. In zwei Urteilen vom 21. Juli 1966 (Bundessteuerbl. 
1967 Teil III S. 58 und 59) hat das oberste Finanzgericht zur 
Auslegung einkommensteuerrechtlicher Begriffe in anderen 
Gesetzen ausgeführt, daß es bei gleichlautender Terminologie 
zwar nahe liegt, auch an die Auslegung des Einkommensteuer- 
gesetzes anzuknüpfen; es sei aber nicht zwingend geboten, die 
Auslegung vergleichbarer einkommensteuerlicher Vorschriften 
in allen Einzelheiten für das andere Gesetz zu übernehmen. 
Diese Ausführungen beziehen sich ausdrücklich auf die Aus- 
legung des Begriffs „Wirtschaftsgut'V in arideren Gesetzen. 

In den angeführten — nicht das Umsatzsteuergesetz, sondern 
das Berlinhilfegesetz betreffenden Urteilen — ist der BFH daher 
auch erst nach eingehender Prüfung zu dem Ergebnis gelangt, 
daß eine Interpretation des Begriffs „Wirtschaftsgut" nach ein- 
kommensteuerrechtlichen Regeln für das Berlinhilfegesetz einer 
sinnvollen Auslegung entspreche. 

Nach alledem enthält der Erlaß vom 30. Januar 1968 zwar eine 
mögliche — nicht aber die allein mögliche und unbedingt rich- 
tige — Auslegung des Begriffs. 

Das in der Anfrage angeführte Schrifttum ist dagegen auf die 
Auslegungsproblematik des Begriffs „Wirtschaftsgut" in Bezug 
auf § 30 des Umsatzsteuergesetzes nicht eingegangen, sondern 
hat sich auf die Zitierung des Erlasses beschränkt. 
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III. 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der derzeit amtierende 
Bundesfinanzminister, Herr Dr. Alex Möller, sowohl im Finanz- 
ausschuß wie im Plenum des Deutschen Bundestages (31. Sitzung, 
Prot. S. 1461 B) erklärt hat, wir müßten mit diesem Erlaß leben, 
und glaubt die Bundesregierung, ein verantwortlicher Finanz- 
minister könne auch mit einem Erlaß leben, der eine rechts- 
widrige Auslegung enthält? 

Zieht die Bundesregierung aus dieser wiederholten Erklärung, 
man müsse mit dem Erlaß vom 30. Januar 1968 zu § 30 UStG 
leben, nicht vielmehr den Schluß, daß der Erlaß und seine 
Rechtsauslegung rechtens ist, oder ist die Bundesregierung der 
Auffassung, daß die Auslegung des Begriffs Wirtschaftsgut eine 
Ermessensangelegenheit ist, und ist sie in der Lage, dazu eine 
wissenschaftlich einwandfreie und gegenüber der Rechtspre- 
chung stichhaltige Begründung in der Beantwortung dieser An- 
frage zu geben? 

Warum hat die Bundesregierung diesen Erlaß — wenn sie ihn 
für rechtswidrig oder für eine reine Ermessensangelegenheit 
hält — nicht unverzüglich bei Regierungsübemahme geändert? 

Warum hat der Bundeswirtschaftsminister bei der Überlegung 
über konjunkturdämpfende Maßnahmen eine Änderung des 
Mehrwertsteuergesetzes für erforderlich gehalten, um die nicht 
selbständig bewertbaren Wirtschaftsgüter der Investitionssteuer 
zu unterwerfen? 

Der Bundesminister der Finanzen hat nach eingehender Prüfung 
von einer Aufhebung dieses Erlasses Abstand genommen, weil 
eine solche Maßnahme in rechtlicher Hinsicht vielschichtige 
Probleme aufgeworfen hätte. Mit einer rückwirkenden Auf- 
hebung hätte sich die Verwaltung in Widerspruch zu ihrem 
bisherigen Verhalten gesetzt, in gravierendem Maße das Ver- 
trauensverhältnis zur Wirtschaft belastet und sich im Einzel- 
fall aus dem Gesichtspunkt von Treu und Glauben unter Um- 
ständen doch auf die alte Rechtsauslegung verweisen lassen 
müssen. 

Eine eindeutige Lösung des Problems im Sinne der Absicht des 
Gesetzgebers wäre daher nur durch eine entsprechende Geset- 
zesänderung möglich gewesen. Obwohl aus konjunkturpoliti- 
scher Sicht eine Gesetzesänderung hätte erwogen werden kön- 
nen, hat die Bundesregierung von einer solchen Maßnahme 
abgesehen. 


Möller 
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